
– 93 –

Gemeinsames Amtsblatt für die Region Hannover und die Landeshauptstadt Hannover

AMTSBLATT

Jahrgang 2012 hannover, 29. März 2012 nr. 11

 Inhalt SeIte

a) Satzungen, verordnungen und BekanntMachungen der regIon hannover  
und der landeShauptStadt hannover

 region hannover

 – – –

 

 landeshauptstadt hannover

 – ––

B) Satzungen und BekanntMachungen der Städte und geMeInden  

 1. Stadt  Burgwedel

  1. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Burgwedel 94

 2. Stadt  neuStadt aM rüBenBerge

  Bebauungsplan Nr. 128 E „Gewerbegebiet Ost –  94 
Heinrich-Goebel-Straße/Justus-von-Liebig-Straße“, 2. Änderung, Stadt Neustadt a. Rbge., Kernstadt

 3. Stadt  pattenSen

  Hauptsatzung der Stadt Pattensen 95

  Satzung über die Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen, der Ehrenbeamten und  97 
sonstigen ehrenamtlich Tätigen in der Stadt Pattensen (Entschädigungssatzung)

 4. gemeinde  wedeMark

  Bebauungsplan Nr. 14/12 „Osterberg (Nahversorgung Resse)“  99 
im Ortsteil Resse, 1. vereinfachte Änderung

c) SonStIge BekanntMachungen

 zweckverBand „volkShochSchule oStkreIS hannover“

 7. Satzung zur Änderung der Verbandsordnung des Zweckverbandes „Volkshochschule Ostkreis Hannover“ 100



Gemeinsames Amtsblatt für die Region Hannover und die Landeshauptstadt Hannover Nr. 11 / 2012

– 94 –

a) Satzungen,  verordnungen  und 
 BekanntMachungen 
 der  regIon  hannover  und  der  
 landeShauptStadt  hannover

 region hannover
 
 – – –

 landeshauptstadt hannover

 – – –

B) Satzungen  und  BekanntMachungen 
der  Städte  und  geMeInden

1. Stadt  Burgwedel
                                    
 1. änderungssatzung zur hauptsatzung der Stadt 

Burgwedel

Aufgrund der §§ 12 Abs. 1, 81 Abs. 3 und 108 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungssetzes (NkomVG) 
in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt 
Burgwedel in seiner Sitzung am 12. März 2012 folgende 1. 
Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Burgwedel 
beschlossen:

artikel  I

1. § 10 wird neu eingefügt:

§ 10
vertretung der Bürgermeisterin oder 

des Bürgermeisters

Neben der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister ist 
eine weitere Beamtin oder ein weiterer Beamter in das Be-
amtenverhältnis auf Zeit zu berufen; ihr oder ihm ist die 
allgemeine Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bür-
germeisters zu übertragen.
Die allgemeine Vertretung der Bürgermeisterin oder des 
Bürgermeisters führt die Bezeichnung Erste Stadträtin 
oder Erster Stadtrat.

2. Die bisherigen §§ 10 bis 12 werden die §§ 11 bis 13.

artikel II

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach Ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

Burgwedel, den 13. März 2012

STADT BuRGwEDEL
Dr. Hoppenstedt

Bürgermeister                                      

2. Stadt  neuStadt aM rüBenBerge
                                    
 Bebauungsplan nr. 128 e „gewerbegebiet ost – 

heinrich-goebel-Straße/Justus-von-liebig-Stra-
ße“, 2. änderung, Stadt neustadt a. rbge., kernstadt

Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. hat in seiner Sitzung 
am 01.03.2012 den o. g. Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 

1 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit den 
§§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) als Satzung beschlossen.
Die Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB und die Zusam-
menfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB haben 
an dieser Beschlussfassung teilgenommen.
Der Beschluss des Bebauungsplanes wird hiermit gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 11 Abs. 1 NKomVG bekannt 
gemacht. Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntma-
chung in Kraft. Der Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 
2 Satz 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.

geltungsbereich
Der Geltungsbereich ist vorstehender Planskizze zu ent-
nehmen.
Der Bebauungsplan Nr. 128 E „Gewerbegebiet Ost – 
Heinrich-Goebel-Straße/Justus-von-Liebig-Straße“, 2. Än-
derung,  Stadt  Neustadt  a. Rbge.,  Kernstadt,  mit Be -
grün dung wird bei der Stadt Neustadt a. Rbge. – Team 
Stadtplanung –, Theresenstraße 4, 31535 Neustadt a. 
Rbge., während der Öffnungszeiten: Montag und Diens-
tag 08.00 – 16.00 uhr, Donnerstag 08.00 – 18.00 uhr, 
Mittwoch und Freitag 08.00 – 12.00 uhr, zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlan-
gen Auskunft gegeben. Dies gilt auch für die VDI-Richtli-
nie 2714 „Schallausbreitung im Freien“ vom Januar 1988.

hinweise:
I. Nach § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB werden unbeachtlich
 1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften,

 2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes, und

 3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Neu-
stadt a. Rbge. unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden 
sind.

II. Entschädigungsberechtigte können gemäß § 44 Abs. 
3 Satz 1 BauGB Entschädigung verlangen, wenn die 
in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Der Entschädigungsbe-
rechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs gemäß 
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§ 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB dadurch herbeiführen, dass 
er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der 
Stadt Neustadt a. Rbge. beantragt.

Ein Entschädigungsanspruch erlischt gemäß § 44 Abs. 4 
BauGB, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Absatz 3 Satz 
1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Neustadt a. Rbge., den 19. März 2012

STADT NEuSTADT A. RBGE.
Der Bürgermeister

im Auftrag
Dr. weusthoff

3. Stadt  pattenSen
                                     
 hauptsatzung der Stadt pattensen

Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezem-
ber 2010 (Nds. GVBl. S.576) in der z.Zt. gültigen Fas-
sung hat der Rat der Stadt Pattensen in seiner Sitzung am 
15.03.2012 folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Benennung und hoheitszeichen

(1) Die Gemeinde führt nach Art. I § 19 des Gesetzes 
über die kommunale Neugliederung im Raum Han-
nover vom 11.02.1974 (Nds. GVBl. Nr. 6, Seite 57 
ff) den Namen „Pattensen“, und die Bezeichnung 
„Stadt“. Die Namen der aufgrund des Gesetzes über 
die kommunale Neugliederung im Raum Hannover 
zur Stadt Pattensen zusammengeschlossenen Ge-
meinden, nämlich Hüpede-Oerie, Jeinsen, Koldin-
gen, Pattensen-Mitte, Reden, Schulenburg-Lauen-
stadt, Vardegötzen-Thiedenwiese werden als Namen 
für die Stadtteile in den Grenzen der o. g. ehemaligen 
Gemeinden nach dem Stande vom 28.02.1974 neben 
dem Stadtnamen weitergeführt.

(2) Das wappen der Stadt Pattensen ist ein schwarz um-
randeter goldener wappenschild, der eine rote Burg 
mit zwei spitzgedeckten Türmen und einem offenen 
schwarzen Tor zeigt. Auf den Zinnen zwischen den 
Türmen steht aufgerichtet ein – heraldisch – nach 
rechts gewendeter rot bewehrter blauer Löwe. In der 
Türöffnung schwebt unter einem goldenen Fallgit-
ter ein silberner Dreiecksschild mit drei roten Rosen 
(2:1).

(3) Die Farben der Stadt sind Gold-Rot, untereinander 
angeordnet.

(4) Das Dienstsiegel enthält das wappen und die um-
schrift „Stadt Pattensen-Region Hannover“

(5) Die Symbole (wappen, Farben, Flaggen) der in Abs. 
(1) Satz 2 genannten ehemaligen Gemeinden dürfen 
in den Stadtteilen als Zeichen der engeren örtlichen 
Gemeinschaft bei geeigneten Anlässen feierlicher und 
sonstiger repräsentativer Art neben den Symbolen 
der Stadt weiterhin gezeigt werden.

(6) Die Stadtflagge zeigt zweibahnig die Farben Gold-Rot 
und das wappen der Stadt. Das wappen steht je zur 
Hälfte in der goldenen und der roten Bahn. 

§ 2
ortschaften

(1) Für die folgenden Teile der Stadt - Ortschaften im 
Sinne des § 90 NKomVG - werden Ortsräte gewählt:

 1. Ortsrat Pattensen-Mitte im Gebiet der früheren 
Stadt Pattensen

 2. Ortschaft Hüpede-Oerie im Gebiet der früheren 
Gemeinden Hüpede 
und Oerie

 3. Ortschaft Jeinsen im Gebiet der früheren 
Gemeinde Jeinsen

 4. Ortschaft Koldingen im Gebiet der früheren 
Gemeinde Koldingen

 5. Ortschaft Schulenburg im Gebiet der früheren 
Gemeinde Schulenburg

(2) In den Ortschaften Reden und Vardegötzen wird je 
eine Ortsvorsteherin / ein Ortsvorsteher gemäß § 96 
NKomVG bestimmt.

§ 3
zuständigkeit des rates

Der Beschlussfassung des Rates bedürfen
Rechtsgeschäfte im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, 
deren Vermögenswert die Höhe von 25.000 Euro über-
steigt.
Bei folgenden Vorgängen handelt es sich um Geschäfte der 
laufenden Verwaltung gemäß § 85 Abs. 1 Nr. 7 NKomVG:

a) Verfügungen über das Vermögen der Stadt bis zum 
wert von 15.000 Euro

b) Erlass von Forderungen bis 25.000 Euro
c) Niederschlagungen von Forderungen bis 15.000 Euro
d) Stundung je Forderungsart bis zu 15.000 Euro ohne 

zeitliche Begrenzung und bis zu 30.000 Euro für ei-
nen Stundungszeitraum bis zu einem Jahr

e) Ablehnung von Anträgen auf Stundung, Niederschla-
gung und Erlass

f) Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aus-
gaben bis 15.000 Euro

g) Vergaben nach VOB und VOL bis 25.000 Euro, wenn 
die Mittel im Haushaltsplan oder aufgrund einer 
über- und außerplanmäßigen Ausgabe zur Verfügung 
stehen, die Vergabesumme dem bewilligten Finanz-
rahmen entspricht, und der Auftrag dem wirtschaft-
lich günstigsten Bieter erteilt wird.

§ 4
Mitglieder des verwaltungsausschusses

Dem Verwaltungsausschuss gehören neben der Bürger-
meisterin / dem Bürgermeister, die Beigeordneten und die 
Mitglieder gem. § 74 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG an. 

§ 5
vertretung der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters

Die Bürgermeisterin / der Bürgermeister hat für Angele-
genheiten nach § 81 Abs. 2 NKomVG zwei gleichberech-
tigte Vertreter. Sie führen die Bezeichnung Stellvertretende 
Bürgermeisterin / Stellvertretender Bürgermeister. 

§ 6
Beamtinnen und Beamte auf zeit

(1) Außer der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister wird 
die allgemeine Vertreterin oder der allgemeine Ver-
treter als Erste Stadträtin oder Erster Stadtrat in das 
Beamtenverhältnis auf Zeit berufen.

(2) Sie oder er gehört dem Verwaltungsausschuss mit be-
ratender Stimme an.
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§ 7
übertragung von zuständigkeiten

(1) Der Rat überträgt die Ernennung von Beamtinnen 
und Beamten, ihre Versetzung zu einem anderen 
Dienstherren, ihre Versetzung in den Ruhestand 
und ihre Entlassung auf den Verwaltungsausschuss, 
soweit es sich um Beamtinnen oder Beamte bis zur 
Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt handelt. 

(2) Der Verwaltungsausschuss überträgt die Einstellung, 
Eingruppierung und Entlassung von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern bis zur Entgeltgruppe 
8 auf den Bürgermeister.

§ 8
Mitgliedschaft im ortsrat

In den Ortschaften werden Ortsräte mit folgenden Mit-
gliedern gewählt:
1. Für die Ortschaft Pattensen-Mitte  = 11 Mitglieder
2. für die Ortschaft Schulenburg  =   7 Mitglieder
3. für die Ortschaft Hüpede-Oerie  =   5 Mitglieder
4. für die Ortschaft Jeinsen  =   5 Mitglieder
5. für die Ortschaft Koldingen  =   5 Mitglieder

§ 9
aufgaben der ortsräte

(1) Die Aufgaben des Ortsrates ergeben sich aus § 93 
NKomVG. 

(2) Die Ortsräte entscheiden nicht in Angelegenheiten 
des § 93 Abs. 1 Nr. 6 NKomVG, soweit sie durch die 
Richtlinien für die Sportförderung der Stadt Patten-
sen in der jeweils aktuellen Fassung des Beschlusses 
des Rates der Stadt Pattensen vom 11.09.2008 gere-
gelt sind.

§ 10
ortsbürgermeisterin/ortsbürgermeister

(1) Der Ortsrat wählt aus seiner Mitte die Vorsitzende / 
den Vorsitzenden und eine Vertreterin / einen Vertre-
ter, die oder der die Bezeichnung Ortsbürgermeiste-
rin / Ortsbürgermeister bzw. stellvertretende Orts-
bürgermeisterin / stellvertretender Ortsbürgermeis-
ter führen.

(2) Die Ortsbürgermeisterin / der Ortsbürgermeister 
re präsentiert gem. § 93 Abs. 1 Nr. 11 NKomVG die 
Stadt in der Ortschaft, soweit die Repräsentation 
nicht durch die Bürgermeisterin oder den Bürger-
meister oder deren bzw. dessen Stellvertretung wahr-
genommen wird.

(3) Die Ortsbürgermeisterinnen und Ortsbürgermeister 
nehmen folgende Hilfsfunktion für die Stadtverwal-
tung wahr, sofern sie nicht von ihrem Ablehnungs-
recht Gebrauch gemacht haben. Es handelt sich dabei 
um folgende Aufgaben:

 a) Überwachung der öffentlichen Straßen, wege und 
Plätze (einschl. Beleuchtung) auf ihren verkehrssi-
cheren Zustand;

 b) Ermittlung von Gefahren, die die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung in der Ortschaft stören;

 c) Meldung der Gefahren an die Stadtverwaltung;
 d) Ausgabe von Antragsvordrucken und – soweit er-

forderlich – Hilfeleistung beim Ausfüllen der Vor-
drucke;

 e) Entgegennahme von Anträgen, ihre Prüfung auf 
Vollständigkeit und Verständlichkeit sowie weiter-
leitung an die Stadtverwaltung;

 f) Erfüllung von Aufträgen gemäß besonderer Verfü-
gung des Bürgermeisters.

§ 11
ortsvorsteherin oder ortsvorsteher

Die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher bringt die Be-
lange ihrer oder seiner Ortschaft gegenüber den Organen 
der Stadt zur Geltung und erfüllt im Interesse einer bür-
gernahen Verwaltung Hilfsfunktionen für die Stadtver-
waltung. Hierzu gehören insbesondere:
a) Überwachung der öffentlichen Straßen, wege und 

Plätze (einschl. Beleuchtung) auf ihren verkehrssi-
cheren Zustand;

b) Ermittlung von Gefahren, die die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung in der Ortschaft stören;

c) Meldung der Gefahren an die Stadtverwaltung;
d) Ausgabe von Antragsvordrucken und – soweit erfor-

derlich – Hilfeleistung beim Ausfüllen der Vordrucke;
e) Entgegennahme von Anträgen, ihre Prüfung auf Voll-

ständigkeit und Verständlichkeit sowie weiterleitung 
an die Stadtverwaltung;

f) Erfüllung von Aufträgen gemäß besonderer Verfü-
gung des Bürgermeisters.

§ 12
gleichstellungsbeauftragte

Der Rat bestellt eine Gleichstellungsbeauftragte. Die nä-
heren Bestimmungen trifft der Rat durch gesonderte Sat-
zung.

§ 13
Behinderten- und Seniorenbeauftragte/r

Der Rat der Stadt Pattensen beruft eine/n Behinderten-
be auftragte/n und zwei Seniorenbeauftragte. Die näheren 
Bestimmungen trifft der Rat durch gesonderte Richtlinie.

§ 14
verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen

(1) Rechtsvorschriften (Verordnungen und Satzungen) 
sowie der Flächennutzungsplan werden im „Gemein-
samen Amtsblatt für die Region Hannover und die 
Landeshauptstadt Hannover“ verkündet. Zusätzlich 
soll auf diese Verkündungen nachrichtlich im Mittei-
lungsblatt „Der Herold“ und auf der Internetseite der 
Stadt Pattensen hingewiesen werden.

(2) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile 
einer Rechtsvorschrift oder eines Flächennutzungs-
planes, so kann die Verkündung dieser Teile nach 
Absatz 1 dadurch ersetzt werden, dass sie in einem 
Dienstgebäude der Stadt Pattensen zu jedermanns 
Einsicht während der Dienststunden ausgelegt wer-
den (Ersatzverkündung). Die Ersatzverkündung ist 
nur zulässig, wenn der Inhalt dieser Teile zugleich in 
der Rechtsvorschrift oder dem Flächennutzungsplan 
in groben Zügen umschrieben wird. Sie wird unter 
Angabe des Ortes und der Dauer der Auslegung zu-
sammen mit der Satzung, der Verordnung oder dem 
Flächennutzungsplan im „Gemeinsamen Amtsblatt 
für die Region Hannover und die Landeshauptstadt 
Hannover“ veröffentlicht.

 Die Dauer der Auslegung beträgt 2 wochen, soweit 
nichts anderes vorgeschrieben ist.

(3) Alle übrigen Verkündungen und insbesondere solche, 
bei denen die ortsübliche Verkündung vorgeschrie-
ben ist, werden in den Aushangkästen der Stadt Pat-
tensen verkündet. 

(4) Ist gesetzlich vorgeschrieben, dass eine Rechtsvor-
schrift oder der Flächennutzungsplan unter öffent-
licher Hinweisbekanntmachung auszulegen ist, ohne 
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dass das Gesetz eine bestimmte Auslegungsfrist vor-
sieht, so ist die Verkündung mit der Hinweisverkün-
dung im „Gemeinsamen Amtsblatt für die Region 
Hannover und die Landeshauptstadt Hannover“ be-
wirkt.

§ 15
einwohnerversammlungen

(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister unter-
richtet die Einwohnerinnen und Einwohner in Ver-
sammlungen für die ganze Stadt oder für Teile des 
Stadtgebietes rechtzeitig und umfassend über Grund-
lagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen bei wichtigen 
Planungen und Vorhaben der Stadt. Dabei haben die 
Einwohnerinnen und Einwohner Gelegenheit zu Fra-
gen und zur Meinungsäußerung und Anspruch auf 
Erörterung. weitergehende Vorschriften über förm-
liche Beteiligungs- und Anhörungsverfahren bleiben 
unberührt. Zeit, Ort und Gegenstand von Einwoh-
nerversammlungen sind gemäß § 12 Abs. 3 mindes-
tens 14 Tage vor der Veranstaltung in den Aushang-
kästen der Stadt Pattensen zu verkünden.

(2) Die Rechte der Ortsräte nach § 94 Abs. 1 Satz 3 
NKomVG  bleiben  unberührt.  Im  Übrigen  gilt  Ab-
satz 1. 

§ 16
anregungen und Beschwerden

(1) werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des 
§ 34 NKomVG von mehreren Personen bei der Stadt 
gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Per-
son zu benennen, die sie gegenüber der Stadt vertritt. 
Bei mehr als 5 Antragstellerinnen und Antragstellern 
können bis zu 2 Vertreterinnen oder Vertreter be-
nannt werden.

(2) Den Antragstellerinnen oder Antragstellern kann 
aufgegeben werden, den Antrag in der für eine ord-
nungsgemäße Beratung erforderlichen Anzahl vorzu-
legen.

(3) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange 
den Anforderungen der Absätze 1 und 2 nicht ent-
sprochen ist.

(4) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegen-
heiten der Stadt Pattensen zum Gegenstand haben, 
sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungs-
ausschuss von der Bürgermeisterin / dem Bürger-
meister ohne Beratung den Antragstellerinnen / An-
tragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies 
gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch 
Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklä-
rungen, Absichten usw.).

(5) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwid-
riges Ziel verfolgen oder gegen die guten Sitten ver-
stoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwal-
tungsausschuss ohne Beratung zurückzuweisen.

(6) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, 
wenn das Antragsbegehren Gegenstand eines noch 
nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechts-
mittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegeh-
rens oder Bürgerentscheides ist oder gegenüber be-
reits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein 
neues Sachvorbringen enthält. 

(7) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden 
wird dem Verwaltungsausschuss übertragen, sofern 
für die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 
Abs. 1 NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat 
und der Verwaltungsausschuss können Anregungen 
oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständi-
gen Fachausschüsse und Ortsräte überweisen.

§ 17
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 
18.10.2007 außer Kraft.

Pattensen, den 15.03.2012

STADT PATTENSEN
Der Bürgermeister

Griebe

 Satzung über die entschädigung der Mitglieder 
kommunaler vertretungen, der ehrenbeamten und 
sonstigen ehrenamtlich tätigen in der Stadt patten-
sen (entschädigungssatzung) 

Aufgrund der §§ 10 Abs. 1, 44, 55 und 58 Abs. 1 Nr. 5 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der 
zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Pattensen 
in seiner Sitzung am 15. März 2012 folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
entschädigungsanspruch

(1) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Rates, die nicht 
dem Rat angehörenden Ausschussmitglieder, die Mit-
glieder der Ortsräte und Inhaber von Ehrenämtern 
(§ 38 NKomVG) erhalten Entschädigungen nach 
Maßgabe dieser Satzung.

(2) Monatliche Aufwandsentschädigungen werden, un-
abhängig von Beginn und Ende der Tätigkeit, für 
einen vollen Monat gezahlt. Ist ein ehrenamtlich 
Tätiger ununterbrochen länger als drei Monate an 
der Ausübung seines Amtes verhindert, entfällt die 
Zahlung der Aufwandsentschädigung mit Ablauf des 
dritten auf den Beginn der Nichtwahrnehmung der 
Funktionen folgenden Kalendermonats; Erholungs-
urlaub bleibt außer Betracht. Vom gleichen Zeit-
punkt an erhält der die Geschäfte führende Vertreter 
75 % der Aufwandsentschädigung des Vertretenen. 
Die dem Vertreter sonst zustehende Aufwandsent-
schädigung ist anzurechnen.

(3) Die Ansprüche nach dieser Satzung erlöschen bei 
Sitzverlust, Ruhen des Mandats und Ausschluss.

§ 2
entschädigung für ratsmitglieder

(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 60 Euro und ein 
Sitzungsgeld in Höhe von 17 Euro für die Teilnahme 
an Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen.

(2) Die/Der Vorsitzende einer Fraktion erhält eine mo-
natliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 120 
Euro.

(3) Dauert eine Sitzung mehr als zwei Stunden, wird ein 
weiteres Sitzungsgeld gewährt.

 Eine Sitzung, die über 24.00 uhr hinausgeht, zählt als 
Sitzung des Tages, an dem sie begonnen wurde. Bei 
mehreren Sitzungen an einem Tag werden nicht mehr 
als zwei Sitzungsgelder gezahlt.

(4) Für den Verdienstausfall, die Reisekosten und die 
Entschädigung der Fahrtkosten gilt § 8 entsprechend.

(5) Für die Sitzungen der Fraktionen oder Gruppen 
des Rates werden je Ratsmitglied Sitzungsgelder für 
insgesamt höchstens 24 Sitzungen im Kalenderjahr 
gewährt, für gemeinsame Sitzungen von Fraktionen 
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und Gruppen jedoch nur einmal für die Fraktion 
oder die Gruppe.

§ 3
entschädigung für die Stellvertretenden Bürgermeister

(1) Die Stellvertretenden Bürgermeister erhalten neben 
der Regelung nach § 2 eine pauschale Aufwandsent-
schädigung. Sie beträgt monatlich 100 Euro.

(2) Die Erstattung von Verdienstausfall und sonstigen 
Kosten erfolgt nach § 8.

§ 4
entschädigung für nicht dem rat angehörende 

ausschussmitglieder und das partnerschaftskomitee

(1) Ehrenamtlich tätige Ausschussmitglieder, die nicht 
dem Rat angehören sowie die Mitglieder des Partner-
schaftskomitees, erhalten zur Abgeltung ihrer Auf-
wendungen, die ihnen durch ihre Tätigkeit entstehen, 
ein Sitzungsgeld in Höhe von 17 Euro je Sitzung des 
Ausschusses, dem sie angehören. § 2 Abs. 3 gilt ent-
sprechend.

(2) Bezüglich des Verdienstausfalles und sonstiger Kos-
ten gilt § 8 entsprechend.

§ 5
entschädigung für ortsratsmitglieder

(1) Die Mitglieder der Ortsräte erhalten eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 15 Euro und 
ein Sitzungsgeld in Höhe von 17 Euro. § 2 Abs. 3 gilt 
entsprechend.

(2) Neben der Entschädigung nach § 5 Abs. 1 erhalten die 
Ortsbürgermeister und ihre Vertreter eine pauschale 
Aufwandsentschädigung.

 Sie beträgt monatlich
 a) für den Ortsbürgermeister von  

Pattensen-Mitte 120 Euro  
für seinen Vertreter 60 Euro

 b) für den Ortsbürgermeister  
von Schulenburg   75 Euro 
für seinen Vertreter 40 Euro

 c) für die Ortsbürgermeister von Jeinsen,  
Hüpede-Oerie und Koldingen je 55 Euro 
für die Vertreter je 30 Euro

 § 1 Abs. 2 gilt entsprechend.
(3) Die Erstattung von Verdienstausfall und sonstigen 

Kosten richtet sich nach § 8. Fahrtkosten innerhalb 
des Stadtgebietes sind mit der Aufwandsentschädi-
gung abgegolten.

§ 6
entschädigung für Inhaber von ehrenämtern

(1) Die Inhaber von Ehrenämtern erhalten pauschal fol-
gende Aufwandsentschädigung:

 a) Ortsvorsteher von Reden  
und Vardegötzen 75 Euro

 b) Feld- und Forsthüter 30 Euro
(2) Die Entschädigung für Inhaber von Ehrenämtern der 

Feuerwehr ist in einer besonderen Satzung geregelt.

§ 7
entschädigung für Mitglieder des 

umlegungsausschusses

(1) Für die Sitzungen des umlegungsausschusses erhält 
der Vorsitzende ein Sitzungsgeld in Höhe von 52 Eu-
ro, die übrigen Mitglieder, die nicht Ratsmitglieder 
sind, 31 Euro.

 Daneben werden Fahrtkosten und wegstreckenent-
schädigung entsprechend § 8 Abs. 5 erstattet.

(2) Leitet der stellvertretende Vorsitzende die Sitzung in 
Vertretung des verhinderten Vorsitzenden, beträgt 
das Sitzungsgeld 52 Euro.

(3) Die dem umlegungsausschuss angehörenden Rats-
mitglieder erhalten ein Sitzungsgeld nach § 2 Abs. 1, 
zweiter Halbsatz.

(4) Nachgewiesener Verdienstausfall wird entsprechend 
§ 8 Abs. 1 erstattet.

§ 8
verdienstausfall, Fahrtkosten, sonstige kosten

(1) Ratsmitglieder, Ortsratsmitglieder, Ortsvorsteher 
und die Mitglieder des Partnerschaftskomitees sowie 
nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder ha-
ben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, einschließ-
lich der Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 
und ihres nachgewiesenen Verdienstausfalles bis zum 
Höchstbetrag von insgesamt 18 Euro je Stunde.

 wer ausschließlich einen Haushalt führt und keinen 
Verdienstausfall geltend macht, hat Anspruch auf die 
Zahlung eines Pauschalstundensatzes in Höhe von 10 
Euro

(2) Für Ratsmitglieder, die als Arbeitnehmer keinen An-
spruch auf weiterzahlung des Arbeitsentgeltes für 
Zeiten haben, in denen sie an der Arbeitsleistung 
verhindert sind, kann mit dem Arbeitgeber folgende 
Vereinbarung getroffen werden:

 „Der Arbeitgeber zahlt dem Ratsmitglied für die in 
wahrnehmung des Mandats entstehenden Ausfallzei-
ten das Entgelt weiter und führt die darauf entfallen-
den Abgaben und Sozialversicherungsbeiträge ab. Die 
Stadt erstattet dem Arbeitgeber den Brutto-Betrag. 

 Diese Regelung setzt voraus, dass der Brutto-Betrag 
nicht höher ist, als der für die Erstattung des Ver-
dienstausfalles festgesetzte Höchstbetrag von 18 Euro 
je Stunde.

(3) Selbständig Tätigen kann eine Verdienstausfallpau-
schale gewährt werden, die im Einzelfall auf der 
Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens 
festgesetzt wird, jedoch den in Abs. 1 genannten 
Höchstbetrag nicht überschreiten darf.

(4) Für genehmigte Dienstreisen außerhalb des Stadt-
gebietes richtet sich die Reisekostenvergütung für 
die in Abs. 1 genannten Personen nach den Bestim-
mungen des Bundesreisekostengesetzes (BRKG) und 
den dazu ergangenen landesrechtlichen Vorschriften; 
bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges oder eines an-
deren motorbetriebenen Fahrzeuges richtet sich die 
Höhe der wegstreckenentschädigung nach § 5 Abs. 2 
BRKG. Neben der Reisekostenvergütung kommt eine 
Zahlung von Sitzungsgeldern nicht in Betracht. Für 
genehmigte Dienstreisen zur französischen Partner-
stadt St.-Aubin-lès-Elbeuf werden Tage- und Über-
nachtungsgelder ungekürzt ausgezahlt, soweit sich 
die Dienstreisenden im Gegenzug verpflichten, Gäste 
aus Frankreich unentgeltlich aufzunehmen.

(5) Für Fahrten innerhalb des Stadtgebietes erhalten die 
in Abs. 1 genannten Personen Fahrtkosten nach § 4 
Abs. 1 und 2 BRKG; Abs. 4 Satz 1, 2. Halbsatz gilt ent-
sprechend, ausgenommen sind Fahrten innerhalb der 
jeweiligen Ortschaft.

§ 9
auszahlung der entschädigungen

(1) Die Stadt erstattet Verdienstausfall und sonstige Kos-
ten i.S.v. § 8 Abs. 1 sowie Reisekostenvergütung auf 
Antrag.
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(2) Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgelder, Fahrtkos-
ten und wegstreckenentschädigungen werden vier-
teljährlich nachträglich gezahlt. Sämtliche Ansprüche 
sind nicht übertragbar (§ 44 Abs. 3 NKomVG).

(3) Soweit Entschädigungszahlungen der Lohn- oder 
Einkommensteuer unterliegen, haben die Empfänger 
die sich daraus ergebenden Verpflichtungen selbst 
wahrzunehmen.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung der 
Ratsmitglieder und Inhaber von Ehrenämtern (Entschä-
digungssatzung) vom 02.02.2006, zuletzt geändert durch 
die 1. Änderungssatzung vom 04.05.2006, außer Kraft.

Pattensen, 15.03.2012

STADT PATTENSEN
Griebe

Bürgermeister

4. gemeinde  wedeMark
                                     
 Bebauungsplan nr. 14/12 „osterberg (nahversor-

gung resse)“ im ortsteil resse, 1. vereinfachte än-
derung

Der Rat der Gemeinde wedemark hat in seiner Sitzung 
am 12.03.2012 die 1. vereinfachte Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 14/12 „Osterberg (Nahversorgung Resse)’“ 
gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung 
beschlossen.
Der räumliche Geltungsbereich ist in nachstehendem 
Übersichtsplan dargestellt.
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Die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
14/12 „Osterberg (Nahversorgung Resse)“ und deren 
Begründung können bei der Gemeindeverwaltung - 
Fritz-Sennheiser-Platz 1 (Ecke Hellendorfer Kirchweg / 
Ortsriede) -, 30900 wedemark-Mellendorf, während der 
Sprechzeiten eingesehen werden. Über den Inhalt kann 
Auskunft verlangt werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in 
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 2 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel 
des Abwägungsvorgangs  gem. § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie 
über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen.
Mit der Bekanntmachung im Gemeinsamen Amtsblatt 
für die Region Hannover und die Landeshauptstadt Han-
nover tritt die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 14/12 „Osterberg (Nahversorgung Resse)“ im 
Ortsteil Resse in Kraft.

wedemark, den 14.03.2012

GEMEINDE wEDEMARK
Tjark Bartels 

Bürgermeister

c) SonStIge  BekanntMachungen

 zweckverBand „volkShochSchule oSt-
kreIS hannover“

 7. Satzung zur änderung der verbandsordnung des 
zweckverbandes „volkshochschule ostkreis han-
nover“

Auf Grund des § 13 Satz 1 Ziffer 1 des Niedersächsi-
schen Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(NKomZG) vom 19. Februar 2004 (Nds. GVBl. S. 63), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Anpassung 
von Landesgesetzen an das Niedersächsische Kommunal-
verfassungsgesetz sowie zur Änderung des Gesetzes zur 
Zusammenfassung und Modernisierung des niedersäch-

sischen Kommunalverfassungsrechts vom 13. Oktober 
2011 (Nds. GVBl. S. 353 ff.), in Verbindung mit § 6 Abs. 
2 Satz 1 Buchst. f) und Buchst. h) der Verbandsordnung 
des Zweckverbandes „Volkshochschule Ostkreis Hanno-
ver“ vom 12.05.2005 in der Fassung der Änderung vom 
13.10.2011 hat die Verbandsversammlung in der Sitzung 
am 20.03.2012 folgende siebte Satzung zur Änderung der 
Verbandsordnung des Zweckverbandes „Volkshochschule 
Ostkreis Hannover“ beschlossen:

I.

§ 5 abs. 2 wird wie folgt gefasst:
Die zusätzlich zu den Hauptverwaltungsbeamtinnen und 
Hauptverwaltungsbeamten oder den anderen Beschäftig-
ten gem. § 11 Abs. 1 Satz 2 NKomZG von den Räten der 
Verbandsmitglieder zu benennenden Vertreterinnen und 
Vertreter müssen für den Rat ihrer kommunalen Körper-
schaft wählbar sein.

§ 5 abs. 4 wird wie folgt geändert:
An die Stelle des wortes „Bediensteten“ tritt „Beschäftigte 
oder Beschäftigten“.

§ 7 abs. 7 wird gestrichen.

§ 13 abs. 2 wird wie folgt geändert:
Für die Rechtsverhältnisse der Beschäftigten des Zweck-
verbandes gilt § 107 NKomVG entsprechend.

§ 14 abs. 1 wird wie folgt gefasst:
Für die wirtschaftsführung und das Rechnungswesen auf 
der Grundlage der Vorschriften des Handelsgesetzbuches 
sowie die Jahresabschlussprüfung gelten die Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) in der jeweils 
gültigen Fassung.

§ 14 abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
Die Verweisung „§ 6 Abs. 2 der EigBetrVO“ wird durch 
„§ 6 Abs. 1 der EigBetrVO“ ersetzt.

II.

Diese Satzung tritt am 01.04.2012 in Kraft.

Lehrte, 20.03.2012

Zweckverband Volkshochschule Ostkreis Hannover
Alker L. S. Vaihinger
Verbandsvorsitzender  Verbandsgeschäftsführerin
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